
20

Region
Donnerstag, 5. Mai 2022

Thomas Dähler

Sie haben,Herr Imark, im Juni
letzten Jahres den Kampf
gegen das CO2-Gesetzmit
Ihrem Engagement fast
imAlleingang gewonnen.
Sind Sie immer noch stolz auf
diesenAbstimmungssieg?
Selbstverständlich. Ich habe da­
mals immerdaran geglaubt, dass
wir eine Mehrheit erhalten, aber
sicher war es bis am Abstim­
mungssonntag nicht. Eswar ein
Kampf gegen die Behörden, ge­
gen fast alle Verbände und Par­
teien. Ein ausgezeichnetes Team
und viele Helferinnen und Hel­
fer haben uns im Kampf um den
Abstimmungssieg getragen.

Gibt es jetzt eine Chance,
stattdessen den aus Ihrer Sicht
richtigenWeg einzuschlagen?
Ja, schon. Nur, wer mehr Klima­
schutzwill,wer dekarbonisieren
und stärker auf Elektrizität set­
zenwill,muss sich bewusstwer­
den, dass wir sehr viel mehr
Strom produzieren müssten. Da
liegt das Problem: Strom ist
schon heute knapp, besonders
im Winter. Beim Klimaschutz
geht es um mehr Strom.

Ist es realistisch, binnen
nützlicher Frist den
steigenden Bedarf an
Elektrizität zu decken?
Eine berechtigte Frage. Ich war
mit dem Büro des Nationalrats
in Schweden und Finnland und
hatte dort die Gelegenheit, diese
Frage zu stellen. Die haben sehr
ambitionierte Ziele, und ichwoll­
tewissen,wie sie die Dekarboni­
sierung erreichen können. Die
Antwort war, man müsse unge­
fähr mit dem doppelten Strom­
verbrauch rechnen. Dies deckt
sich auchmit den Berechnungen
der ETH für die Schweiz.Nun ist
das in Skandinavien aber einiges
leichter realisierbar als bei uns.
Die geografischenVoraussetzun­
gen sind besser, und die Bewil­
ligungsverfahren sind nicht der­
art aufwendig. Denken Sie nur
an die möglichenWindparks im
«NoMan’s Land» im hohenNor­
den oder an den Umstand, dass
Finnland soeben ein neues
Atomkraftwerk in Betrieb ge­
nommen haben.

So schlecht sind doch die
Voraussetzungen bei uns auch
nicht.Wir haben immerhin
Berge undWasserkraft.
Ja, schon. Aber wir müssten den
doppelten Strombedarf pro Per­
son sicherstellen. Im Energie­
gesetz von 2017 steht aber das
Gegenteil: dass der Bedarf um
13 Prozent sinken muss.

Glauben Sie nicht daran,
dass es etwa im
Gebäudebereich auch ein
grosses Sparpotenzial hat?
Ja, einverstanden, die Effizienz
wird wichtiger werden. Es wird
auch nötig sein, den Verbrauch
im Tagesverlauf zu optimieren.
Trotzdem bleibt eine grosse Lü­
cke. Die 59 Prozent der Gesamt­
energieversorgung zu ersetzen,
die heutemit Öl und Gas gedeckt

werden, ist eine gewaltige Her­
ausforderung.

Mit den tatsächlichen und
möglichen Sanktionen im
Zuge des Ukraine-Kriegs ist
europaweit die Diskussion
entbrannt,möglichst schnell
denVerbrauch von Öl und Gas
zu senken.Müssenwir damit
rechnen, dass sich die Dekarbo-
nisierung beschleunigenmuss?
BeimÖl gibt es auch andere Lie­
feranten als Russland. Beim Gas
ist es schwieriger. Es gibt zwar
andere Lieferanten, aber wir
müssten uns vielleicht auch
überlegen, eigenes Gas zu för­
dern. Einst habenwir darauf ver­
zichtet, weil es zu teuerwar. Mit
der jetzigen Preisentwicklung
wäre es vielleicht nichtmehr un­
rentabel. Ich werde es in Bern
nächstens auf die Traktanden­

liste setzen. Der Ukraine-Krieg
beschleunigt diese Entwicklun­
gen.Die Frage bleibt aber,woher
als Ersatz von Öl und Gas der
viele Strom kommen soll.

Der Bund hat erst vor kurzem
die Option Gaskraftwerke
vorgeschlagen.
Ja genau, alle klatschten in die
Hände, als Frau Sommaruga die­
sen Vorschlag machte. Aber seit
demEinmarsch derRussen in die
Ukraine will niemand mehr et­
was davon wissen. Dieses Bei­
spiel zeigt exemplarisch, wie
kopflos wir mit dem strategisch
wichtigen Problem, der Versor­
gungssicherheit, umgehen.

Die SVPhat die Atomenergie
auf ihr Positionspapier gesetzt.
Ja,wir sind derAnsicht, dass das
Neubauverbot aufgehoben wer­

den soll. Aber selbst wenn dazu
Konsens herrschen würde, wür­
de es Jahre dauern, biswir davon
profitieren könnten. Mit der ak­
tuellen Politik haben wir leider
die letzten 15 Jahre verschlafen.

Unternehmen Sie etwas gegen
dasAKW-Verbot? Mit dem
Ukraine-Kriegwird sich auch
Europa anders besinnen.
Frankreich hat angekündigt,
neueAKWzu bauen.
Ja, schon. Damit diskutieren wir
bereits über Lösungsmöglichkei­
ten. So weit sind wir noch gar
nicht. Es gibt keinen Konsens da­
rüber, wie gross die Stromlücke
überhaupt ist, zu welchem Zeit­
punkt sie eintrifft und wie sich
das Problem im Saisonverlauf
stellt. Solange wir dazu keine
Klarheit haben, ist es nichtmög­
lich, über die passenden Lösun­
gen zu reden.

Da ist doch die Politik
gefordert. Ihre Partei ist nur
nicht in der Lage, dafür die
nötigen politischenAllianzen
zu bilden – vielleicht auch,
weil es in Ihrer Partei Leute
gibt, fürwelche die
Klimaveränderung kein
Problem ist.Wiewollen Sie
damit bürgerlichen Partnern
eineAllianz bilden?
Nein, ich glaube nicht, dassmei­
ne Parteikolleginnen und -kolle­
gen das Problem sind. Vielmehr
müsste Frau Sommaruga end­
lich transparent machen, wie
dramatisch sich die Stromlücke
entwickelt und was die Folgen
von Blackouts sind. Deshalb for­
dern wir einen Stromgeneral –
auch wenn dies möglicherweise
polemisch klingen mag. Wenn
das Problem endlich auf den
Punkt gebracht ist, gibt es gar
nicht so viele Lösungsmöglich­
keiten.

Trotz des fehlenden Konsenses
müssen doch heute
Alternativen überlegtwerden.
Sind Sie bereit, etwa über
das Potenzial der neuen
erneuerbaren Energien
zu diskutieren?
Lohnt es sich, in Solarstrom
zu investieren?
Es ist zu viel Polemik im Spiel.
Von denen, die hier aus rot-grü­
ner Optik mitreden, haben fast
alle eigene wirtschaftliche Inte­
ressen – sei es, sie haben eine
eigene Firma, oder sie sind Mit­
glied eines Interessenverbandes.
Dabei müsste man das Problem
technisch im Interesse derBevöl­
kerung und ohne Ideologie an­
gehen. Und dawird schnell klar,
dasswirmit Fotovoltaik das Pro­
blem der Winterstromversor­
gung nicht lösen werden.

Sie können hier ohne rot-grüne
Ideologie agieren – schliesslich
gibt es in Bundesbern in beiden
Kammern bürgerliche
Mehrheiten.
(zögert) Die Frage ist, welche
Mehrheiten greifen. So einfach
ist es nicht. Je nach Frage stimmt
die Mitte links, die GLP fast im­
mer – in manchen Fragen sogar
die FDP.

Wie sähe die Energiepolitik
aus,wenn Sie das Sagen
hätten?
Ich würde mich um den Ausbau
der CO2-freien Winterstrom-
Versorgung bemühen. Zurzeit
diktieren zwei Strategien den
Kurs, die sichwidersprechen: der
Atomausstieg und der Klima­
schutz. Unsere Gesetzgebung ist
bisher nicht auf die Dekarboni­
sierung ausgerichtet. Im Bereich
der Fotovoltaik und der erneuer­
baren Energien haben wir die
Förderungsmassnahmenverlän­
gert und die Verteilung opti­
miert. Das ist gut, aber es reicht
nicht. Die Dekarbonisierung
kommt auch ins Stocken,weil die
Lieferfristen für neue Wärme­
pumpen und deren Installation
enorm lang sind. Darum ist es
absurd, die Stilllegung von Gas­
heizungenmit 10’000 Franken –
wie imGegenvorschlag zurGlet­
scherinitiative – zu ködern. Das
ist das Kind mit dem Bade aus­
geschüttet, und am Ende weiss
noch immerniemand,woher der
Strom kommen soll.

Sind Sie dafür, dass sich
die Schweiz stärker auf den
internationalenMarkt abstützt?
Das tunwir, auch ohne instituti­
onelles Abkommen. Aber auch
die europäischen Nachbarn ha­
ben das gleiche Problem: zu
wenig Strom. Wir haben uns –
das sagt auch Bundesrätin Simo­
netta Sommaruga – zu stark von
Bezügen aus dem Ausland ab­
hängig gemacht.Die EUwird im­
mer ihreMitglieder bevorzugen.
Wir sind ein Drittstaat.

Das liesse sich ja
europapolitisch ändern.
Sie sind aber gegen ein
institutionelles Abkommen.
Das würde nichts daran ändern.
Wir wären weiterhin ein Dritt­
staat, und mehr Strom stünde
weiterhin nicht zur Verfügung.
Darummüssenwir unsereHaus­
aufgaben machen: für mehr
Strom sorgen.Daswirdwohl erst
geschehen, wenn der Leidens­
druck gross genug ist.

Wenn die einfachen
Menschen in unserem Land
die Energie nichtmehr
bezahlen können?
Wir setzen uns für diese Men­
schenund auch fürdieWirtschaft
ein. Genau deshalb fordern wir,
dass die Politik etwas gegen die
gewaltigen Energie-Preiserhö­
hungen unternimmt. Bundes­
bern hat da einen grossenHand­
lungsspielraum,mit derSenkung
von Steuern auf Energie, wie es
andere Länder tun.

«Beim Klimaschutz
geht es ummehr Strom»
Ukraine-Krieg und Energiepolitik Der Thiersteiner Nationalrat Christian Imark (SVP) ist überzeugt,
dass es doppelt so viel Stromwie heute braucht, um das Klima zu schützen.

CO2-freie Stromversorgung auch im Winter: Dafür will Nationalrat Tomas Imark sorgen. Foto: Nicole Pont

«Wir haben uns
zu stark von
Bezügen aus
demAusland
abhängig
gemacht.»

«Von denen, die
aus rot-grüner
Optikmitreden,
haben fast
alle eigene
wirtschaftliche
Interessen.»
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1500 Franken beträgt diemonat-
liche Pauschale pro Flüchtling aus
der Ukraine, die der Bund den
Kantonen überweist. Sie soll die
Kosten für den Lebensunterhalt,
die Krankenversicherung, die Un-
terkunft und die administrativen
Kosten der öffentlichenHand de-
cken.Nicht enthalten sind Kosten
fürDeutschkurse undweitere In-
tegrationsangebote. Dafür zahlt
derBund einen jährlichen Beitrag
von 3000 Franken.Die Kosten für
den Unterricht von schulpflichti-
gen Kindernmüssen Gemeinden
undKanton aus demordentlichen
Haushalt begleichen.

Die meisten Flüchtlinge aus
derUkraine sind privat unterge-
bracht. Bisher wurde die Unter-
bringung nicht entschädigt. Der

Baselbieter Finanzdirektor hat
vor demParlament angekündigt,
Gastfamilien auf der Grundlage
einer Verordnung zu entschädi-
gen. So will die Regierung jetzt
ein Handlungspostulat von SVP-
Landrätin Caroline Mall umset-
zen. Ihren dringlich erklärten
Vorstoss hatte der Landrat dis-
kussionslos überwiesen. Damit
werden die Gemeinden einen
Teil der Flüchtlingspauschale des
Bundes an Private weitergeben,
die Ukraine-Flüchtlinge beher-
bergen. Nach wie vor sind die
Gemeinden von der Hilfsbereit-
schaft Privater abhängig.

Die Entschädigungen anGast-
familien sind gemäss der geplan-
ten Verordnung an festgelegte
Bedingungen geknüpft. Damit

werden – so erklärt es derRegie-
rungsrat in seinem Communi-
qué – einerseits dieWohnneben-
kosten gedeckt und andererseits
allfällige Einschränkungen ent-
schädigt, die Gastfamilien durch
die Unterbringung von Geflüch-
teten erfahren.

«Angemessene Unterkunft»
FürdenEntschädigungsanspruch
muss «eine angemessene Unter-
kunft» vorliegen. Es darf kein
Verwandtschaftsverhältnis und
keine Schwägerschaft vorliegen,
und dieAufnahmemussmindes-
tens 14Tage dauern.Die Gemein-
de ist zuständig für die Prüfung
der Bedingungen.

Bis Ende April wurden dem
Kanton Basel-Landschaft vom

Bund offiziell 1735 geflüchtete
Personen aus der Ukraine zu
gewiesen. Davon haben rund
80 Prozent eine private Unter-
kunft. Die Entschädigung für die
Gastgeber beträgt pro Monat für
eine Person 220 Franken, für die
zweite und dritte Person zusätz-
lich 150 Franken und ab vier Per-
sonen insgesamt 670 Franken.
Dies entspricht der Empfehlung
der Konferenz der kantonalen
Sozialdirektorinnen und Sozial-
direktoren (SODK) und der
Schweizerischen Konferenz für
Sozialhilfe (Skos).

Geregelt wird auch das Mass
des Grundbedarfs zugunsten der
Geflüchteten, die in einer Privat-
unterkunftwohnen. Für bedürf-
tige Personen, die in einer Gast-

familie wohnen und nicht mit
dieser verwandt oder verschwä-
gert sind,wird der gleiche Betrag
wie für eineWohngemeinschaft
in der Sozialhilfe ausgerichtet.
Mit der Neuregelung spielt für
die Berechnung des Unterstüt-
zungsansatzes die Grösse des
Haushalts keine Rollemehr, son-
dern nur noch die Anzahl der
untergebrachten Gäste.

DieveränderteAsylverordnung
soll rückwirkend per 1.März 2022
in Kraft treten. Damit erhielten
Gastfamilien im Kanton Basel-
land rückwirkend die bescheide-
ne Entschädigung auch für ihr
Engagement in denvergangenen
Wochen.

Thomas Dähler

Baselland unterstützt Gastfamilien ukrainischer Flüchtlinge
Finanzielle Entschädigung Die Baselbieter Regierung schickt eine revidierte Asylverordnung in die Vernehmlassung.

Isabelle Thommen

D.C.* aus Arlesheim ist mit den
Nerven am Ende. «Alle tun
schwierig», sagt er frustriert zu
dieser Zeitung. Es geht um das
Bundesasylzentrum,die Kantone
und eine geflüchtete Ukrainerin,
die bei D.C. und seiner Familie
untergekommen ist. Obwohl sie
seit ihrerAnkunft in der Schweiz
in ihrer Baselbieter Gastfamilie
lebt, wurde sie im Bundesasyl-
zentrum im Kanton Aargau an-
gemeldet. «Man hat uns dort ge-
sagt, das sei kein Problem, aber
man müsse das tun, weil das
Kontingent imKanton Baselland
schon voll sei.»

Doch es gibt Probleme: Die
Geflüchtete erhält keine Sozial-
hilfe und kann eventuell eine
Stelle als Lehrerin, die sie im
Kanton Basel-Stadt in Aussicht
hat, nicht antreten. «Der Kanton
Aargauverlangt, dass sie dorthin
umzieht, umvomSchutzstatus S
zu profitieren», sagt.D.C.Die Uk-
rainerin habe sich aber imBasel-
bietmittlerweile ein Umfeld auf-
gebaut. «Wir mussten unter-
schreiben, dass sie für einige Zeit
sicher einen Platz bei uns hat –
die Behörden wollten sie jetzt
aber einfach wieder aus ihrem
gewohnten Umfeld reissen. Wo
ist hier die Schweiz, die hilft?»

Schriftliches Gesuch nötig
Eine bürokratische Odyssee be-
ginnt: D.C. versucht, bei den Be-
hörden die Kantonsänderung
vorzunehmen.Bisher sei ihmdas
aber nicht gelungen, sagt er. «Ich
habe bereits x-mal nachgefragt.
Überall heisst es, ich sei an der
falschen Stelle. Ich bin von die-
ser Bürokratie genervt.»

Die Geschichte ausArlesheim
ist dabei kein Einzelfall,wie eine
Umfrage bei den zuständigenBe-
hörden zeigt.Wie für D.C. ist für
viele Betroffene unklar, wohin
sie sichwenden können.DieAn-
fragen laufen bei den Kantonen
deshalb oft ins Leere. Zuständig
ist das Staatssekretariat für Mi-
gration (SEM),wie dieses aufAn-
frage bestätigt. «Schutzsuchen-
de haben die Möglichkeit, dem
SEM ein schriftliches Gesuch um
Kantonswechsel zukommen zu
lassen», sagt Lukas Rieder, Me-
diensprecher beim SEM. «In
diesem wird dargelegt, in wel-

chen Kanton die Person wech-
seln möchte und aus welchem
Grund.» Solange die betroffenen
Personen in einem anderen Kan-
ton wohnen, als sie angemeldet
sind, können sie keine Sozialhilfe
empfangen und auch nicht ar-
beiten, bestätigt Rieder. «Eine
Zuteilung in einen Kanton ist
verbindlich. Sozialhilfe kann nur
in demKanton bezogenwerden,
in demmanwohnt – das gilt für

alle Menschen in der Schweiz»,
sagt er. «Wenn die Behörden je-
manden einembestimmten Kan-
ton zuweisen, dann ja, ist diese
Person auch gehalten, sich in
diesem Kanton aufzuhalten.»

Umverteilung der Lasten
Einfach sei eine entsprechende
kantonale «Ummeldung» nicht,
sagt LeaWirz, LeiterinAbteilung
Projekte beimKanton Baselland.
«Das SEM entscheidet nach An-
hörung der betroffenen Kantone
über den Kantonswechsel. Hier-
für werden die Gründe, die für
den Kantonswechsel angebracht
wurden, berücksichtigt und in
jedem Fall einzeln beurteilt».

Es gebe dabei Konstellationen,
bei denen einWechsel auch ohne
Zustimmung der Kantone erfol-
gen könne. So bei der Vereini-
gung der erweiterten Kernfami-
lie oder bei der Vereinigung von
vulnerablen Personenmit engen
Bezugspersonen ausserhalb der
erweiterten Kernfamilie, sofern
damit die Betreuungssituation
verbessertwerden könne. Im Zu-

sammenhangmit Schutzsuchen-
den aus derUkrainewar es schon
zu verschiedenen Kantonswech-
seln gekommen, wieWirz sagt.

Überhaupt nötig werden die-
seAnträgewegen des Schweizer
Verteilschlüssels. Die Umsetzung
sorgt dafür, dass geflüchtete
Menschen in anderen Kantonen
angemeldet werden als ihrem
tatsächlichen Wohnort. «Dass
viele Geflüchtete aus derUkraine
privat untergekommen sind, hat
dazu geführt, dass der reguläre
Zuweisungsprozess im Asylbe-
reich nicht eingehalten werden
konnte», sagt Wirz. «Das SEM
hatte die privatenUnterbringun-
gen bei derKantonszuteilung be-
rücksichtigt, und die Zuweisung
war nur noch ein Nachvollzug
gegebener Umstände.»

Weil die Last auf die Kantone
ungleich verteiltwar,wendet das
SEM seit 25.März nunwieder die
reguläre Zuweisungspraxis an.
Dies auf Wunsch der Kantone,
wie Lukas Rieder vom SEM sagt.
Er schildert ein Ungleichgewicht
bei der Kantonsverteilung in der

Nordwestschweiz: «Wir stellen
fest, dass der KantonAargau ge-
mäss Verteilschlüssel bis anhin
zu wenige Personen aufgenom-
men hat, die Kantone Baselland
und Basel-Stadt hingegen sind
deutlich im Plus.» Das stellt die
Kantone vor Probleme: Im Kan-
ton Basel-Stadt gibt es beispiels-
weise nicht genügend Wohn-
raum fürGeflüchtete,wie die BaZ
berichtete.

Dass Geflüchtete potenziell
aus ihren Gastfamilien in belie-
bige Kantone umziehenmüssen,
nehmen die Behörden in Kauf:
«Das ist die Konsequenz des
Wunsches der Kantone, denVer-
teilschlüssel einzuhalten», sagt
Rieder. Im vorliegenden Fall aus
Arlesheim fordere der Kanton
Aargau aber keine Umsiedlung,
sagt Mediensprecher Michel
Hassler: «Der Kantonale Sozial-
dienst (KSD) erachtet es grund-
sätzlich nicht als zielführend,
funktionierende Unterbringun-
gen zu beenden.»

*Name der Redaktion bekannt.

Ein Verteilschlüssel zumVerzweifeln
Ukraine-Geflüchtete Bei einer Gastfamilie im Baselbiet untergekommen, aber im Kanton Aargau angemeldet:
Der Schweizer Verteilschlüssel bringt Probleme. Betroffene dürfen nicht arbeiten und erhalten keine Sozialhilfe.

Stundenlang standen geflüchtete Ukrainerinnen und Ukrainer vor Bundesasylzentren wie hier in Bern an, um sich anzumelden. Foto: Beat Mathys

62-Jähriger bei Überfall
amKohlenberg verletzt
Basel In derNacht auf Mittwoch
wurde ein 62-jähriger Mann in
Basel überfallen. Zwei Unbe-
kannte griffen den Mann kurz
nach 1.30 Uhr beim Kohlenberg-
Brunnen an und raubten sein
Bargeld, teilt die Polizei mit. Das
verletzte Opfer habe sich ins Uni-
versitätsspital Basel begeben und
dort die Polizei verständigt. Eine
Fahndung sei erfolglos verlaufen.
Gesucht werden zwei 20 bis
25 Jahre alteMänner, laut Polizei
womöglich Nordafrikaner, mit
schlanker Statur und schwarzen
Haaren. (red)

Immermehr Junge
suchen Psychiatrie auf
Region Die Psychiatrie Baselland
hat 2021 deutlich mehr Men-
schen behandeln müssen als im
Jahr zuvor. Wie die Klinik in
einem Communiqué bekannt
gibt, ist die Zahl derPatientinnen
und Patienten um 8,2 Prozent
auf 13’131 Personen gestiegen.
Besonders in derKinder- und Ju-
gendpsychiatrie stiegen die Fall-
zahlen. In Basel-Stadt zeigt sich
ein ähnliches Bild. In den Uni-
versitären Psychiatrischen Klini-
ken Baselwurden im stationären
Bereich 4,4 Prozent mehr Pfle-
getage geleistet als im Vorjahr.
Im zweiten Jahr der Pandemie
sei die Klinik besonders bei Kin-
dern und Jugendlichen gefordert
gewesen. (red)

Nachrichten

Hier können Sie sich melden

Das Gesuch muss laut dem SEM
von den Betroffenen oder einer
bevollmächtigten Person unter-
schrieben sein und kann an folgen-
de Adresse gerichtet werden:

Staatssekretariat für Migration
SEM, Taskforce Kantonswechsel
Ukraine, Quellenweg 6,
3003 Bern-Wabern

Das SEM nimmt mit den betroffe-
nen Kantonen Kontakt auf und ent-
scheidet dann über denWechsel.

Dossierverteilung ImRiehenerGe-
meinderat wurden die Zustän-
digkeiten verteilt. Die vier bis
herigen Ratsmitglieder Silvia
Schweizer (FDP), Daniel Hettich
(LDP), Felix Wehrli (SVP) und
Guido Vogel (SP) behalten laut
Mitteilung ihre Geschäftsfelder.
Guido Vogel behält Gesundheit
und Soziales (Stellvertreterin:
Christine Kaufmann), Daniel
HettichMobilität undVersorgung
(Stellvertreter: Guido Vogel), Vi-
zepräsidentin Silvia Schweizer
Bildung und Familie Stellvertre-
ter: Patrick Huber) und Felix
Wehrli Siedlung und Landschaft
(Stellvertreter: Daniel Hettich).
Diewiedergewählten Gemeinde-
rätewerden sich somitweiterhin
mit ihren angestammten Dossi-
ers auseinandersetzen.

Der frisch gewählte Patrick
Huber (DieMitte)wird Finanzen
und Steuern übernehmen (Stell-
vertreter: Stefan Suter). Stefan
Suter (SVP) kümmert sich um
Kultur, Freizeit und Sport (Stell-
vertreter: Felix Wehrli), und die
neue Riehener Gemeindepräsi-
dentin Christine Kaufmann (EVP)
verantwortet die Bereiche Pub-
likums- und Behördendienste
sowie Ressourcen. Einwohner-
ratspräsidentwirdMartin Lesch-
horn von der SP. (red)

Gemeinderat
Riehen kannmit
Arbeit beginnen

Greifengasse, gegenüber Manor
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